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Abes langer Schatten – Japan müht sich 
      in den politischen Aufbruch 
 

Rabea Brauer 

Fumio Kishida wurde am 11. November auf der konstituierenden Sitzung des neuen Parlaments als 

Premierminister im Amt bestätigt. In ihrer sechzehnjährigen Amtszeit hat die scheidende 

Bundeskanzlerin Angela Merkel insgesamt zehn Premierminister erlebt. Fumio Kishida, den 

Hundertsten, wird sie vermutlich nicht mehr persönlich treffen, dennoch sprechen die Zahlen Bände im 

Hinblick auf die rotierenden Regierungen Japans. Die Sorge ist berechtigt, dass Japan erneut in eine 

lange Phase wechselnder Premierminister verfällt, denn die Abe-Ära lastet schwer auf Partei und 

Regierung.  

 

Nach dem wenig überraschenden Rücktritt von 

Yoshihide Suga, der in seiner kurzen Amtszeit vor 

enormen Herausforderungen stand, übernahm 

am 29. September dieses Jahres Fumio Kishida 

(64) den Parteivorsitz der Liberaldemokraten 

(LDP) und am 4.  Oktober das Amt des 

Premierministers. Kishida, der aus familiärer 

Verbundenheit seinen Heimatwahlkreis 

Hiroshima I seit 1996 im nationalen Parlament 

vertritt, ist Japans längst-gedienter Außenminister 

(2012-2017). Nach zwei erfolglosen Versuchen, 

die LDP zu anzuführen (2018, 2020), setzte sich 

Kishida gegen drei starke Kandidaten durch. 

Zum ersten Mal überhaupt bewarben sich zwei 

Frauen um das Präsidentenamt der regierenden 

LDP. Dass sie unterlagen, ist weniger ihren sehr 

unterschiedlichen politischen Inhalten als der 

fehlenden innerparteilichen Unterstützung 

geschuldet und verweist auf ein endemisches 

Problem: Frauen werden diese 

Führungspositionen noch nicht zugetraut. Das 

positive Echo auf die Aussicht, dass Japan von 

einer Frau hätte regiert werden können, setzt die 

konservative LDP etwas unter Zugzwang. Das 

einst unter Shinzo Abe ausgegebene Ziel, bis 

2020 mindestens 30% mehr weibliche 

Führungskräfte zu benennen, wurde wegen 

grober Zielverfehlung gekappt und kurzerhand 

auf 2030 verschoben. Im Ergebnis belegt Japan 

Platz 120 (von 156) im Global Gender Gap Report 

2021 des World Economic Forums. Bezeichnend 

dafür ist der geringe Frauenanteil im neuen 

Parlament: sie stellen nicht einmal 10% der 

gesamten Mandate (Gesamtanzahl der Sitze 465). 

Den höchsten Frauenanteil bietet die 

Constitutional Democratic Party mit 13,5% auf. In 

der LDP finden sich lediglich 7,6% Frauen. Grund 

genug für die LDP und die Regierung, endlich zu 

liefern.  

 

Und Kishida könnte liefern. Er hat die 

Unterhauswahlen am 31. Oktober mit sehr 

großem Abstand zu den unsortierten 

Oppositionsparteien gewonnen (48,05%, 261 von 

465 Sitzen) und kann sich – nach der erneuten 

Bestätigung als Premierminister und Vereidigung 

seines zweiten Kabinetts Mitte November – ganz 

der Umsetzung der üppigen Wahlversprechen 

widmen, die maßgeblich von den konservativen 

Kräften der LDP um Abe formuliert wurden. 

Erhebliche Subventionen für kleine und 

mittelständische Unternehmen (Post-Covid 

Wachstumsförderung), massive Investitionen in 

neue Technologien, Zuschüsse für digitalen und 

technologischen Umbau der Unternehmen, 

Förderung und Ausbau erneuerbarer Energien, 

Steuerreformen und Vermögensverteilung sowie 

die Erhöhung des Verteidigungshaushalts auf 
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deutlich über 2% sind die budgetintensivsten, 

zugleich wichtigsten Vorhaben der LDP. 

Frauenförderung, oder überhaupt 

„Womenomics“, ist erneut keines der drängenden 

Themen, die Kishida und sein neues Kabinett 

immediat angehen wird. Wirtschaftlich wird sich 

diese Nachlässigkeit rächen. Japan braucht eine 

stabile Frauenerwerbsquote, und die ist nur mit 

überarbeiteten Einstellungs- und 

Beförderungsrichtlinien und -prozessen zu 

erreichen. 

 

Drei bestimmende Schwerpunkte: 
Arbeitskräfte, Wirtschaftswachstum 
und Klimaneutralität 
 

Die Uno-Weltbevölkerungsprognose (2019) sagt 

voraus, dass Japans Erwerbsbevölkerung (15- bis 

64-jährige) zwischen 2020 und 2050 ein Defizit 

von 21 bis 54 Millionen aufweisen wird. Die 

Bevölkerung der ab 65-jährigen wird sich von 18 

Millionen (Stand 1995) auf 34 Millionen (2045) 

nahezu verdoppeln. 2025 wird jede dritte 

Japanerin oder jeder dritte Japaner 65 Jahre oder 

älter sein. Der Abhängigkeitsquotient (Anteil der 

Nichterwerbstätigen auf 100 Erwerbstätige) wird 

in dieser Zeit von 69% auf 97% steigen – der 

höchste Wert in der OECD. Diese Zahlen könnten 

noch drastischer sein, bliebe die 

Arbeitslosenquote so niedrig wie bisher.  Dem 

Rückgang der Erwerbstätigen will Japan seit Abe 

mit dem vielzitierten „Society 5.0“ Programm 

beikommen, welches, wie in den 

Wahlprogrammen beschrieben, Investitionen 

und Entwicklung von Technologien vorsieht, die 

Arbeitskräfte ersetzen oder entlasten können. 

Kishida wird sich in seiner Amtszeit ebenso mit 

der Problematik der Arbeitsmigration und der 

Reform der Einwanderung beschäftigen müssen.  

Drängender jedoch sind weitere Entlastungen für 

die Pandemie-geplagte Wirtschaft. Die 

umfangreichen Maßnahmen der Regierung für 

die KMU während der Pandemie haben dazu 

beigetragen, dass Unternehmensinsolvenzen 

minimal blieben. Das Spektrum 

arbeitsspezifischer Fördermaßnahmen umfasste 

Teilkündigungen, Lohnzuschüsse und Zuschüsse 

für Selbständige. Zweitens erlaubte es einen 

Zahlungsaufschub für Einkommensteuer, Miete 

und Nebenkosten. Drittens stellte die Regierung 

drei Arten finanzieller Unterstützung bereit: 

Darlehensgarantien, Direktdarlehen und 

Zuschüsse zu Subventionen. Die neuen 

strukturellen Richtlinien betrafen Telearbeit und 

Digitalisierung, Innovation und Ausbildung sowie 

Umgruppierungen und Versetzungen. Im 

Oktober 2021 erließ die japanische Regierung 

verschiedene Vorsorgepläne und etliche 

Beihilferegularien zur Aufrechterhaltung der 

Beschäftigung.  Sonderauszahlungen an 

Zeitarbeiter und eine Neuauflage des 

Subventionsprogramms „Go to Travel“ gehören 

in diesen Maßnahmenkatalog ebenso wie die 

Auflage eines neuen Konjunkturpakets, welches 

im November geschnürt sein soll. Maßgebliche 

Höhe des Pakets: 325 Milliarden EUR.  

Viel grundsätzlicher ist Kishidas Absicht, eine 

"neue Form des japanischen Kapitalismus" zu 

etablieren. Jenseits der mit Deregulierung und 

schuldenfinanzierter Konjunkturprogramme 

erzielten Unternehmensgewinne und 

Beschäftigung möchte Kishida nachhaltiges 

Wachstum schaffen. Er wirbt folglich für eine 

ganzheitliche Sicht auf die Wirtschaft. Sein Ziel ist 

es, möglichst viele Menschen, insbesondere die 

Mittelklasse, vom Wachstum profitieren zu lassen 

und verspricht u.a. deutlich höhere Löhne für 

Arbeitnehmer. Aus neoliberal wird nun sozial.   

Die dritte große Aufgabe, vor der Kishidas neue 

Regierung steht, ist das Versprechen, Japan bis 

2050 klimaneutral wirtschaften zu lassen. 

Drastische Emissionsreduzierung war einst Sugas 

großer Wurf, den Kishida auf dem COP26, der 

Klimakonferenz der Vereinten Nationen in 

Glasgow am 3. November, mit weiteren Zusagen 

übertraf. Bis 2030 will das ressourcenarme Japan 

als fünftgrößter Emittent seinen Anteil 

erneuerbarer Energien am Strommix auf 50% 

erhöhen. Die Kohleverstromung soll 

heruntergefahren werden, gleichzeitig sind die 

industrielle Nutzung von CO2 sowie 

industriefähigem Wasserstoff wichtige 

Komponenten für das hehre 

Klimaneutralitätsziel. Kishida möchte Japan an 

der Spitze der globalen grünen Industrie sehen. 

Bei kluger Verzahnung mit seinen nachhaltigen 

Wachstumszielen könnte dies sogar gelingen.  
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Nach der Wahl ist in Japan immer 
auch vor der Wahl 
 

Schon im Juli 2022 stehen die Oberhauswahlen 

an und Kishida benötigt bis dahin überzeugende 

Arbeitsergebnisse, um gefestigt im Amt zu sein. 

Er muss die Faktionen innerhalb der LDP ihm 

gewogen halten, das gilt insbesondere für die 

gewichtige Gruppe um Shinzo Abe. Kishidas 

bisherige Agenda ist bis auf das stark sozial 

ausgerichtete Wirtschaftsprogramm maßgeblich 

von seinen Vorgängern geprägt. Zugleich 

bestimmt die COVID-Pandemie auch in ihrem 

dritten Jahr fast vollständig das politische 

Tagesgeschäft. Immerhin sind die 

Infektionszahlen drastisch gesunken und die 

Impfungen weit vorangeschritten. Davon hat die 

LDP stark profitieren können. Kishidas 

Umfragewerte während seiner ersten Amtstage 

jedoch nicht.  

 

Am 11. November, auf der konstituierenden 

Sitzung des Parlaments nach den 

Unterhauswahlen, hat Kishida sein neues 

Kabinett vorgestellt, dem wieder nur drei 

Ministerinnen (von 21 Posten) angehören. Eine 

seiner Mitbewerberin um den Parteivorsitz ist 

dabei: Seiko Noda ist als Ministerin für „Gender 

Equality“ berufen worden. Mit ihr hätte die LDP 

einer erfahrenen und angesehenen 

Vorkämpferin für Frauenförderung und 

Genderpolitik an die Staatsspitze verholfen. Im 

Amt verblieben ist unter anderem 

Verteidigungsminister Nobuo Kishi, Shinzo Abes 

jüngerer Bruder. Ähnlich wie sein Vorgänger Taro 

Kono gehört er zu den Hardlinern der LDP 

gegenüber China. Zum ersten Mal überhaupt ist 

Taiwan als zu schützendes Land im Weißbuch des 

Verteidigungsministeriums aufgenommen 

worden. Umso erstaunlicher ist daher die Wahl 

des neuen Außenministers. Der bisherige 

Amtsinhaber, Toshimitsu Motegi, übernimmt den 

Posten des Generalsekretärs der LDP und wird 

zur Nummer Zwei in der Partei. Die Berufung von 

Nachfolger Yoshimasa Hayashi als Topdiplomat 

wird in den Kreisen der China-Kritiker heftig 

debattiert: Hayashi steht, wie schon sein Vater, 

der parlamentarischen China-Japan 

Freundschaftsgruppe vor und ist für einen eher 

weichen, nachgiebigen Kurs bekannt.  

 

Außenpolitisch sind die Parameter für Kishida 

bereits vorgegeben: die Beziehungen zu den USA 

sollen möglichst eng und vertrauensvoll bleiben. 

Dies hat Verteidigungsminister Kishi in einer 

Pressekonferenz am 12. November noch einmal 

nachdrücklich unterstrichen. Japan muss sich 

angesichts der wachsenden militärischen 

Aggressionen im Ostchinesischen Meer 

positionieren. In der Konsequenz ist vor einigen 

Monaten das regionale Sicherheitsbündnis 

„Quad“ aufgewertet worden; regelmäßige Treffen 

finden auf höchster Ebene zwischen den USA, 

Japan, Australien und Indien statt. Hilfreich sind 

hierbei die aktuellen Initiativen der EU, 

Deutschlands und Frankreichs, die Sicherheit und 

Wohlstand in der indo-pazifischen Region zu 

einem außen- und verteidigungspolitischen 

Schwerpunkt erklärt haben.  

 

Dennoch wird Kishida vornehmlich an 

innenpolitischen Erfolgen gemessen. Will er 

längerfristig im Amt bleiben, muss er in der 

Gesellschaft sichtbar sein, politischen und 

wirtschaftlichen Aufbruch verkörpern. Das wird 

schwer, angesichts des innerparteilich stark 

gewachsenen Einfluss von Shinzo Abe. Dieser hat 

kürzlich die stärkste Faktion innerhalb der LDP 

übernommen und ist Nachfolger von Hiroyuki 

Hosoda, der zum Parlamentspräsidenten gewählt 

wurde. Die 90 Abgeordnete umfassende Gruppe 

hat bisher vier Premierminister hervorgebracht. 

Wohl nicht ohne Grund hält sich hartnäckig das 

Gerücht in Tokios politischen Hinterzimmern, der 

bis dato längst-gediente Premierminister könne 

alsbald selbst wieder antreten. 
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